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Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Muchitsch, Gödl, Dr. Dagmar Belakowitsch, Holzinger­
Vogtenhuber 

Kolleginnen und Kollegen 

zum Antrag 577/A betreffend ein 
Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz 
geändert werden 

Bundesgesetz, mit dem 
und das Landarbeitsgesetz 

Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung beschließen: 

Der eingangs bezeichnete Gesetzesantrag wird wie folgt geändert: 

1. Artike/ 1 Z 1 lautet: 

.,1. /m § 14c wird folgender Abs. 4a eingefügt: 

das 
1984 

,,(4a) Unbeschadet der Bestimmungen des Abs. 1 hat der/die Arbeitnehmer/in einen 
Anspruch auf Pflegekarenz von bis zu zwei Wochen, wenn er/sie zum Zeitpunkt des 
Antritts der Pflegekarenz in einem Betrieb (§ 34 Arbeitsverfassungsgesetz - ArbVG, 
BGBI. Nr. 22/1974) mit mehr als fünf Arbeitnehmer/innen beschäftigt ist. Für die 
Ermittlung der Arbeitnehmer/innenzahl ist § 15h Abs. 3 MSchG sinngemäß 
anzuwenden. Sobald dem/der Arbeitnehmer/in der Zeitpunkt des Beginns der 
beabsichtigten Pflegekarenz bekannt ist, hat er/sie dies dem/der Arbeitgeber/in 
mitzuteilen. Auf Verlangen sind dem/der Arbeitgeber/in binnen einer Woche die 
Pflegebedürftigkeit der zu pflegenden Person nach Abs. 1 zu bescheinigen und das 
Angehörigenverhältnis glaubhaft zu machen. Kommt während dieser Pflege karenz keine 
Vereinbarung zwischen dem/der Arbeitnehmer/in und dem/der Arbeitgeber/in über eine 
Pflegekarenz nach Abs. 1 zustande, so hat der/die Arbeitnehmer/in Anspruch auf 
Pflegekarenz für bis zu weitere zwei Wochen. Die auf Grund des Rechtsanspruchs 
verbrachten Zeiten der Pflegekarenz sind .auf die gesetzlich mögliche Dauer der 
vereinbarten Pflegekarenz anzurechnen. Im Ubrigen sind die Bestimmungen der Abs. 1 
bis 4 sinngemäß anzuwenden."" 

2. Artikel 1 Z 2 lautet: 

,,2. /m § 14d wird folgender Abs. 4a eingefügt: 

,,(4a) Unbeschadet der Bestimmungen des Abs. 1 hat der/die Arbeitnehmer/in einen 
Anspruch auf Pflegeteilzeit von bis zu zwei Wochen, wenn er/sie zum Zeitpunkt des 
Antritts der Pflegekarenz in einem Betrieb (§ 34 Arbeitsverfassungsgesetz - ArbVG, 
BGBI. Nr. 22/1974) mit mehr als fünf Arbeitnehmerlinnen beschäftigt ist. Für die 
Ermittlung der Arbeitnehmer/innenzahl ist § 15h Abs. 3 MSchG sinngemäß 
anzuwenden. Sobald dem/der Arbeitnehmer/in der Zeitpunkt des Beginns der 
beabsichtigten Pflegeteilzeit bekannt ist, hat er/sie dies dem/der Arbeitgeberlin 
mitzuteilen. Auf Verlangen sind dem/der Arbeitgeber/in binnen einer Woche die 
Pflegebedürftigkeit der zu pflegenden Person nach Abs. 1 zu bescheinigen und das 
Angehörigenverhältnis glaubhaft zu machen. Kommt während dieser Pflegeteilzeit keine 
Vereinbarung zwischen dem/der Arbeitnehmer/in und dem/der Arbeitgeber/in über eine 
Pflegeteilzeit nach Abs. 1 zustande, so hat der/die Arbeitnehmer/in Anspruch auf 
Pfiegeteilzeit für bis zu weitere zwei Wochen. Die auf Grund des Rechtsanspruchs 
verbrachten Zeiten der Pflegeteilzeit sind .auf die gesetzlich mögliche Dauer der 
vereinbarten Pfiegeteilzeit anzurechnen. Im Ubrigen sind die Bestimmungen der Abs. 1 
bis 4 sinngemäß anzuwenden'''' 
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3. Artikel 1 Z 3 lautet: 

,,3. Dem § 19 Abs. 1 wird folgende Z 42 angefügt: 

,,42. § 14c Abs. 4a und § 14d Abs. 4a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I 
Nr. XXX/2019, treten mit 1. Jänner 2020 in Kraft und gelten für nach dem Inkrafttreten 
angetretene Pflegekarenzen und Zeiten einer Pflegeteilzeit."" 

4. Artikel 2 Z 1 lautet: 

,,1. (Grundsatzbestimmung) Im § 39w wird nach Abs. 4 folgender Abs. 4a eingefügt: 

,,(4a) Unbeschadet der Bestimmungen des Abs. 1 hat der Dienstnehmer einen 
Anspruch auf Pflegekarenz von bis zu zwei Wochen, wenn er zum Zeitpunkt des Antritts 
der Pflegekarenz in einem Betrieb (§ 139) mit mehr als fünf Dienstnehmern beschäftigt 
ist. Für die Ermittlung der Dienstnehmerzahl ist § 1 05f Abs. 3 sinngemäß anzuwenden. 
Sobald dem Dienstnehmer der Zeitpunkt des Beginns der beabsichtigten Pflegekarenz 
bekannt ist, hat er dies dem Dienstgeber mitzuteilen. Auf Verlangen sind dem 
Dienstgeber binnen einer Woche die Pflegebedürftigkeit der zu pflegenden Person nach 
Abs. 1 zu bescheinigen und das Angehörigenverhältnis glaubhaft zu machen. Kommt 
während dieser Pflegekarenz keine Vereinbarung zwischen dem Dienstnehmer und dem 
Dienstgeber über eine Pflegekarenz nach Abs. 1 zustande, so hat der Dienstnehmer 
Anspruch auf Pflegekarenz für bis zu weitere zwei Wochen. Die auf Grund des 
Rechtsanspruchs verbrachten Zeiten der Pflegekarenz :?ind auf die gesetzlich mögliche 
Dauer der vereinbarten Pflegekarenz anzurechnen. Im Ubrigen sind die Bestimmungen 
der Abs. 1 bis 4 sinngemäß anzuwenden."" 

5. Artikel 2 Z 2 lautet: 

,,2. (Grundsatzbestimmung) Im § 39x wird nach Abs. 4 folgender Abs. 4a eingefügt: 

,,(4a) Unbeschadet der Bestimmungen des Abs. 1 hat der Dienstnehmer einen 
Anspruch auf Pflegeteilzeit von bis zu zwei Wochen, wenn der Dienstnehmer zum 
Zeitpunkt des Antritts der Pflegeteilzeit in einem Betrieb (§ 139) mit mehr als fünf 
Dienstnehmern beschäftigt ist. Für die Ermittlung der Dienstnehmerzahl ist § 1 05f Abs. 3 
sinngemäß anzuwenden. Sobald dem Dienstnehmer der Zeitpunkt des Beginns der 
beabsichtigten Pflegeteilzeit bekannt ist, hat er dies dem Dienstgeber mitzuteilen. Auf 
Verlangen sind dem Dienstgeber binnen einer Woche die Pflegebedürftigkeit der zu 
pflegenden Person nach Abs. 1 zu bescheinigen und das Angehörigenverhältnis 
glaubhaft zu machen. Kommt während dieser Pflegeteilzeit keine Vereinbarung 
zwischen dem Dienstnehmer und dem Dienstgeber über eine Pflegeteilzeit nach Abs. 1 
zustande, so hat der Dienstnehmer Anspruch auf Pflegeteilzeit für bis zu weitere zwei 
Wochen. Die auf Grund des Rechtsanspruchs verbrachten Zeiten der Pflegeteilzeit sind 
9.uf die gesetzlich mögliche Dauer der vereinbarten Pflegeteilzeit anzurechnen. Im 
Ubrigen sind die Bestimmungen der Abs. 1 bis 4 sinngemäß anzuwenden."" 

6. Artikel 2 Z 3 lautet. 

,,3. (unmittelbar anwendbares Bundesrecht und Grundsatzbestimmung) Dem § 285 
werden folgende Abs. 80 und 81 angefügt: 

,,(80) (unmittelbar anwendbares Bundesrecht) Die Ausführungsgesetze der Länder 
zu den §§ 39w Abs. 4a und 39x Abs. 4a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I 
Nr. XXXl2019 sind binnen sechs Monaten nach dem der Kundmachung folgenden Tag 
zu erlassen. 

(81) (Grundsatzbestimmung) Die Ausführungsgesetzgebung hat vorzusehen, dass 
die Ausführungsbestimmungen zu den §§ 39w Abs. 4a und 39x Abs. 4a in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XXXl2019 für nach dem Inkrafttreten des 
Ausführungsgesetzes angetretene Pflegekarenzen und Zeiten einer Pflegeteilzeit gilt."" 
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Begründung 

Mit den Änderungen wird für Arbeitnehmer/innen bei Vorliegen der übrigen 
Voraussetzungen nach den §§ 14c Abs. 1 und 14d Abs. 1 AVRAG ein Rechtsanspruch 
auf Pflegekarenz und/oder Pflegeteilzeit in Betrieben mit mehr als fünf 
Arbeitnehmer/innen bis zur Dauer von zwei Wochen geschaffen. Unbeschadet des 
Rechtsanspruchs auf Pflegekarenz und/oder Pflegeteilzeit besteht in Betrieben mit mehr 
als fünf Arbeitnehmer/innen auch weiterhin die Möglichkeit der Vereinbarung einer 
derartigen Maßnahme. Damit Betriebe die Gelegenheit haben, sich so früh wie möglich 
auf die Folgen der Pflegekarenz bzw. Pflegeteilzeit einzustellen, hat der/die 
Arbeitnehmer/in dem/der Arbeitgeber/in den beabsichtigten Zeitpunkt des Antritts der 
Pflegekarenz bzw. Pflegeteilzeit so früh wie möglich bekannt zu geben. Wie beim 
Anspruch auf Familienhospizkarenz (§ 14a Abs. 2 AVRAG) ist auch beim Anspruch auf 
Pflegekarenz bzw. Pflegeteilzeit der Grund für die Freistellung und das 
Angehörigenverhältnis dem/der Arbeitgeber/in auf sein/ihr Verlangen schriftlich binnen 
einer Woche zu bescheinigen bzw. glaubhaft zu machen. 

Die Inanspruchnahme der Pflegekarenz und/oder Pflegeteilzeit im Ausmaß von bis zu 
zwei Wochen steht - im Fall eines längeren Pflege- oder Betreuungsbedarfs - einer 
Vereinbarung der Pflegekarenz und/oder Pflegeteilzeit nach den §§ 14c Abs. 1 und 14d 
Abs. 1 AVRAG für den/die selbe/n zu betreuende/n nahe/n Angehörige/n nicht entgegen. 
Soll die Pflegekarenz und/oder Pflegeteilzeit länger als zwei Wochen dauern, so ist 
grundsätzlich eine Vereinbarung der Pflegekarenz und/oder Pflegeteilzeit nach den 
§§ 14c Abs. 1 und 14d Abs. 1 AVRAG mit dem/der Arbeitgeber/in notwendig, wobei die 
in Form des Rechtsanspruchs konsumierten Zeiten einer Pflegekarenz und/oder 
Pflegeteilzeit auf die Dauer der vereinbarten Pflegekarenz und/oder Pflegeteilzeit 
anzurechnen sind. Kommt binnen des Zeitraums der Inanspruchnahme einer 
Pflegekarenz und/oder Pflegkarenz eine entsprechende Vereinbarung über eine 
Pflegekarenz und/oder Pflegeteilzeit nicht zustande, hat der/die Arbeitnehmer/in bei 
Vorliegen der übrigen Voraussetzungen nach den §§ 14c Abs. 1 und 14d Abs. 1 AVRAG 
einen Rechtsanspruch auf Pflegekarenz und/oder Pflegeteilzeit bis zur Dauer von 
weiteren zwei Wochen. Auch in dieser Zeit kann noch eine Verlängerung der Karenz 
bzw. Teilzeit vereinbart werden. Für die Dauer der auf Rechtsanspruch beruhenden 
Pflegekarenz bzw. Pflegeteilzeit gebührt Pflegekarenzgeld so, als wäre diese Karenz 
bzw. Teilzeit vereinbart worden; der Anspruch auf Pflegekarenz bzw. -teilzeit ist Teil des 
möglichen Gesamtrahmens und wird auf diesen angerechnet. 

Diese Änderungen werden im LAG gleichlautend in den §§ 39w Abs. 1 und 39x Abs. 1 
LAG umgesetzt. Weiters erfolgen legistische Anpassungen und eine Anpassung des In­
Kraft-Tretens. Auch in dieser Zeit kann noch eine Verlängerung der Karenz bzw. Teilzeit 
vereinbart werden. 

AA-161 XXVI. GP - Abänderungsantrag (gescanntes Original) 3 von 3

www.parlament.gv.at




		2019-09-26T17:02:52+0200
	Parlamentsdirektion
	Signaturpruefung unter http://www.signaturpruefung.gv.at




